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GöV). Sie orientieren inhaltlich auf Hauptkettenglieder 
zur Festigung der Gesetzlichkeit im Territorium entspre­
chend den konkreten örtlichen Bedingungen und dienen 
der Entfaltung örtlicher Initiativen. Zugleich verstärken 
sie die Komplexität der verbindlichen und empfehlenden 
Orientierungen für die unterstellten und nicht unterstellten 
Betriebe und Einrichtungen sowie die nachgeordneten Or­
gane.

Ein weiteres Merkmal der neuen Beschlüsse besteht also 
darin, daß sie die Leitungstätigkeit und die gesellschaft­
liche Aktivität auf solche Aufgaben zur Festigung der Ge­
setzlichkeit orientieren, die unter den örtlichen Bedin­
gungen eine konsequentere und wirksamere Verwirk­
lichung der Rechtsvorschriften der Republik erfordern und 
gewährleisten.

Die Beschlüsse folgen der konkreten Orientierung aus 
§ 48 Abs. 1 GöV. Die örtlich unterschiedlichen Schwer­
punkte stehen im Mittelpunkt der Arbeit, denn es geht 
darum, die Kräfte zu konzentrieren und sie nicht zu zer­
splittern. Je gründlicher die Analyse der örtlichen Be­
dingungen und Erfordernisse ist, desto besser entsprechen 
ihnen die Beschlüsse. So dienen sie der Durchführung der 
Gesetze und beugen wirksam Verletzungen der Gesetz­
lichkeit vor. Damit werden bedeutende gesellschaftliche 
Potenzen wirksam.

Ausgehend von der Rolle der örtlichen Volksvertretun­
gen bei der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit7 
werden weitere Fragen des notwendigen Inhalts der Be­
schlüsse und der sich aus ihnen ergebenden konkreten Ver­
antwortungen zu klären sein. Für die Arbeit mit dem Be­
schluß ist es wichtig, „daß im Zuge der schrittweisen Lö­
sung der Aufgaben im Beschluß weiter geklärt wird, worin 
die konkrete Verantwortung der verschiedenen Staats- und 
Wirtschaftsorgane sowie der Betriebe besteht, die im 
Kampf für die Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit Zusammenwirken müssen“.8 Die 
Verantwortung der örtlichen Volksvertretungen für die Ge­
währleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit im Terri­
torium ist sowohl prinzipiell (vgl. § 2 Abs. 6 GöV) als auch 
differenziert entsprechend dem Prinzip des demokratischen 
Zentralismus, der Sicherung der einheitlichen komplexen 
Entwicklung des Territoriums und der Verbindung von 
Territorial- und Zweigleitung geregelt. Deshalb ist bei der 
Beantwortung noch offener Fragen u. E. von folgenden 
Grundsätzen auszugehen:

1. Als gewählte Machtorgane tragen die örtlichen 
Volksvertretungen eine hohe Verantwortung für die breite 
Entfaltung der sozialistischen Demokratie bei der strikten 
Verwirklichung der sozialistischen Gesetzlichkeit im Ter­
ritorium. Ihre Aufgabe ist es vor allem, die gesellschaft­
lichen Aktivitäten im Territorium für die Einhaltung und 
Verwirklichung der Rechtsvorschriften zu mobilisieren. 
Dazu haben sie auf der Grundlage eingehender Analysen 
die Schwerpunkte für die Entwicklung und Festigung von 
Gesetzlichkeit, Ordnung, Sicherheit und Disziplin in ihrer 
Komplexität zu erarbeiten und verbindlich festzulegen. 
Sie nehmen damit auch ihre Verantwortung für die terri­
toriale Koordinierung auf diesem Gebiet wahr und haben 
hinsichtlich der Einhaltung der Gesetzlichkeit auch um­
fassende Kontrollbefugnisse.

2. Die wirtschaftsleitenden Organe sowie die nicht un­
terstellten Betriebe und Einrichtungen tragen selbst die 
volle Verantwortung für die Gewährleistung von Gesetz­
lichkeit, Ordnung, Sicherheit und Disziplin in ihrem Be­
reich. Ihre Verantwortung ist ausdrücklich in Rechtsvor­
schriften geregelt.9 Die Regelung der Verantwortung ent­
spricht vor allem den Erfordernissen der vollen Entfaltung 
des Zweig- und Territorialprinzips und gewährleistet, daß 
die mit den zweigspezifischen Produktionsbedingungen ver­
bundenen Fragen der Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit von den Organen der Zweigleitung eigen­
verantwortlich wahrgenommen, geleitet und gelöst wer­
den. Die Verantwortung der örtlichen Volksvertretungen

ersetzt somit in keiner Weise die Verantwortung der 
Zweigleitung auf diesem Gebiet.

3. Die örtlichen Organe sind berechtigt und verpflichtet, 
gegenüber den nicht unterstellten Betrieben und Einrich­
tungen spezielle Maßnahmen zur Durchsetzung der Ge­
setzlichkeit zu treffen, soweit dies ausdrücklich in Rechts­
vorschriften vorgesehen ist (Planabrechnung, Bilanzent­
scheidung, Arbeitskräfte, Umweltschutz, Hygiene usw.).

Notwendige Zusammenarbeit der örtlichen Organe 
mit den Justiz- und Sicherheitsorganen

Die weitere Verwirklichung der Beschlüsse des IX. Partei­
tages erfordert, die Einheit der sozialistischen Staatsmacht 
in der Praxis vor allem dadurch zu festigen, daß die Zu­
sammenarbeit von örtlichen Volksvertretungen, Staatsan­
waltschaft, Gerichten und Sicherheitsorganen im Rahmen 
der gesetzlichen Kompetenzen qualifizierter und wirk­
samer gestaltet wird. Notwendig ist es vor allem, eine 
aktive, qualifizierte und gezielte Informationstätigkeit im 
Sinne des § 48 Abs. 4 GöV zu entwickeln und die Informa­
tionen der Staatsanwaltschaft, der Gerichte und der Sicher­
heitsorgane stärker für die Entscheidungsprozesse der ört­
lichen Organe zu verwerten. Die örtlichen Volksvertretun­
gen und ihre Räte sollten ihr Recht, Auskünfte und 
Informationen zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung zu 
fordern, planmäßiger und vor allem zur Vorbereitung be­
stimmter Tagungen und Beschlüsse gezielter ausüben. 
Auch die Auswertung von Erfahrungen der gesellschaft­
lichen Gerichte für die Lösung der Aufgaben der örtlichen 
Volksvertretungen bietet sich sowohl nach ihrem sach­
lichen Inhalt als auch unter dem Aspekt der Einheit von 
Demokratie und Gesetzlichkeit als ein weiteres Element 
der Qualifizierung der Zusammenarbeit an. Schließlich 
sollte die Berichterstattung der von der Volksvertretung 
gewählten Richter entsprechend ihrer Spezifik ebenfalls 
mehr für den Entscheidungsprozeß genutzt werden. Das 
betrifft insbesondere die Auswertung der gesetzlich gefor­
derten Aussagen zur Wirksamkeit der Rechtsprechung.

Untersuchungen zeigen, daß der Wert von Informa­
tionen der Staatsanwaltschaft und der Gerichte für die 
örtlichen Volksvertretungen dort gestiegen ist, wo diese 
nicht nur vorrangig Fragen der Kriminalität betrafen, 
sondern auch andere Rechtsgebiete und Erfahrungen (z. B. 
aus dem Arbeitsrecht und aus der Allgemeinen Gesetzlich­
keitsaufsicht). Es bewähren sich auch Informationen kom­
plexen Charakters, z. B. über den rechtlichen Schutz des 
sozialistischen Eigentums oder zur Verletzung der Ge­
setzlichkeit in bestimmten Bereichen. Die Zusammenarbeit 
entwickelt sich also sichtbar in einer Richtung, in der 
dem komplexen Charakter der gesellschaftlichen Prozesse 
und des in sie eingeschlossenen Kampfes gegen Rechts­
verletzungen besser Rechnung getragen wird. * IX.
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